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18.1 - Einleitung

== Zusammenfassung

In den letzten Jahren mehren sich die politi-
schen Bestrebungen, die Rolle der Kommunen in
der Pflege durch stirkere eigene Steuerungsmaog-
lichkeiten sowie eine verbesserte Einbindung in
die Pflegestrukturen zu stirken. Der vorliegende
Beitrag gibt einen Uberblick iiber die verschiede-
nen Handlungs- und Gestaltungsfelder kommu-
naler Pflegepolitik und diskutiert die tatséchli-
chen Einfluss- und Gestaltungsmaoglichkeiten der
Kommunen auf die Ausgestaltung der lokalen
pflegerischen Versorgungstruktur. Hierbei wird
auf die bundesgesetzlichen Rahmenbedingungen
vor dem Hintergrund der vielfiltigen Anderun-
gen im Zusammenhang mit den Pflegestiirkungs-
gesetzen (PSG I-III) eingegangen; die Bedeu-
tung der landesrechtlichen Rahmenbedingungen
wird am Beispiel des Bundeslandes Nordrhein-
Westfalen und der hier 2014 reformierten Lan-
desgesetzgebung dargestellt.

In recent years, there have been several politi-
cal efforts in Germany to strengthen the role
of municipalities in long-term care by means of
stronger control options and improved involve-
ment in the nursing care structures. The article
gives an overview of the various fields of action
of municipal long-term care policy and discus-
ses the actual options of the municipalities to
take influence on the local care infrastructure.
In this context, the author discusses the federal
legal framework against the background of the
manifold changes laid down in the nursing care
strengthening acts (PSG I-I1I) and illustrates the
importance of the framework conditions under
state law using the example of the federal state of
North Rhine-Westphalia and the state legislation
reformed in 2014.

18.1 Einleitung

Die Einfithrung der gesetzlichen Pflegeversi-
cherung Mitte der 1990er Jahre hat seinerzeit
zu einer deutlichen finanziellen Entlastung der
Sozialhilfe und damit auch der kommunalen
Haushalte gefithrt. Im Gegenzug hat die kom-
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munale Ebene im Bereich der Pflege jedoch
stark an Bedeutung und an Gestaltungsmacht
verloren, da mit der Einfithrung der Pflegever-
sicherung die Steuerungskompetenzen im Pfle-
gesystem auf Bundes- und Landesebene zen-
tralisiert wurden. Durch die Einfithrung der
Pflegeversicherung ist zudem ein Pflegemarkt
entstanden, der die Versorgung der Betroffe-
nen innerhalb der detaillierten Regulierungen
des SGB IX weitgehend durch das Zusammen-
spiel von Angebot und Nachfrage regelt. In
der Konsequenz ist es im Zeitverlauf zu ei-
ner ,,Entpflichtung und Selbstentpflichtung der
Kommunen“ (FES/KDA 2013: 11) und zu ei-
nem allgemeinen ,Riickzug der Kommunen
aus der pflegerischen Versorgungsverantwor-
tung“ (Naegele 2014, S. 34) gekommen.

Vor dem Hintergrund vielfiltiger Defizite
und komplexer Herausforderungen des Pflege-
systems wird seitens der Fachwelt indes schon
seit Jahren eine ,Wiederentdeckung der Rolle
der Kommunen“ (FES/KDA 2013, S. 6) bzw.
eine ,,pflegepolitische Revitalisierung der Kom-
munen® (Naegele 2014, S. 43) gefordert. Die
Kommunen, so der Tenor vieler Beitrige, sei-
en aufgrund ihrer Kenntnisse der jeweiligen
ortlichen Strukturen und Bedarfe, jhrer loka-
len Vernetzung und ihrer grundsitzlichen Na-
he zu den Biirgerinnen und Biirgern beson-
ders gut geeignet, die Entwicklung tragfahiger
Altenhilfe- und Pflegestrukturen voranzutrei-
ben und zu steuern (Deutscher Verein fiir 6f-
fentliche und private Fiirsorge 2010; Deutscher
Stadtetag 2015). Die empfohlene Starkung der
Gestaltungsmacht der Kommunen in der Pflege
bezieht sich im Kern auf zwei eng miteinan-
der verkniipfte Handlungs- bzw. Steuerungs-
ebenen, nidmlich die Planung und Steuerung
der lokalen Pflegestruktur (strukturelle Ebene)
sowie die Beratung von Pflegebediirftigen und
ihren Angehorigen (individuelle Ebene).

Die Politik hat diese Empfehlungen in der
vergangenen Legislaturperiode in Teilen aufge-
nommen. So wurde im Koalitionsvertrag der
Regierungsparteien von 2013 das Ziel formu-
liert, die Steuerungs- und Planungskompetenz
der Kommunen fiir die regionale Pflegestruk-
tur zu stidrken und die kommunale Ebene ins-
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gesamt stirker in die Pflegepolitik ,vor Ort*
einzubinden. Die 2015 verdffentlichten Emp-
fehlungen der hierfiir eingesetzten Bund-Lan-
der-Arbeitsgruppe zur Stirkung der Rolle der
Kommunen in der Pflege haben Eingang in
das Ende 2016 verabschiedete dritte Pflegestér-
kungsgesetz (PSGIIT) gefunden, das zumindest
dem eigenen Anspruch nach auf eine Starkung
der Rolle der Kommunen bei der Ausgestaltung
der ortlichen Versorgungsstrukturen abzielt.

Auch auf der Ebene der Pflegegesetzgebung
der Lander hat es in den letzten Jahren explizite
Bestrebungen gegeben, die Rolle der Kommu-
nen in der Pflege zu stirken; dies gilt u.a. fiir
das 2014 in Nordrhein-Westfalen neu gefasste
Alten- und Pflegegesetz (APG NRW), das den
Kommunen an verschiedenen Stellen zusétzli-
che Kompetenzen zuweist.

Vor diesem Hintergrund beschiftigt sich
der vorliegende Beitrag mit der Frage, ob und
inwiefern es in den letzten Jahren tatsichlich
zu einer substanziellen Stirkung der Kom-
munen in der Pflege gekommen ist und ob
die Kommunen der ihnen zugedachten, ak-
tiv gestaltenden Rolle im lokalen Pflegegesche-
hen auch gerecht werden kénnen. Im Folgen-
den werden hierfiir zunichst die gesetzlichen
Grundlagen, die wichtigsten Ziele und die Her-
ausforderungen der kommunalen Pflegepolitik
skizziert (» Abschn. 18.2), bevor die verschie-
denen Bausteine der lokalen pflegerischen Ver-
sorgungsstruktur und damit auch die zentra-
len Handlungsfelder der kommunalen Pflege-
politik systematisch in den Blick genommen
werden (» Abschn. 18.3). Abschlieflend werden
einige Schlussfolgerungen im Hinblick auf die
Gestaltungspotenziale der Kommunen im Pfle-
gebereich abgeleitet (> Abschn. 18.4).

18.2 Grundlagen, Ziele und
Herausforderungen
kommunaler Pflegepolitik

18.2.1 Gesetzliche Grundlagen

Die Aufteilung der Kompetenzen und Verant-
wortlichkeiten zwischen Bund, Lindern, Kom-
munen und Sozialverwaltungstragern im Be-
reich der Pflege ist historisch gewachsen und
duflerst komplex (Waldhoft 2012). Die pflege-
rische Versorgung der Bevolkerung, so der oft
zitierte § 8 Abs. 1 SGB XI, ist dem Grund-
satz nach eine gesamtgesellschaftliche Aufga-
be; es liegt demnach in der gemeinsamen Ver-
antwortung der Linder, der Kommunen, der
Pflegeeinrichtungen und der Pflegekassen, eine
»leistungsfihige, regional gegliederte, ortsnahe
und aufeinander abgestimmte ambulante und
stationdre pflegerische Versorgung der Bevol-
kerung® zu gewéhrleisten (§ 8 Abs. 2 SGB XI).

Die Pflegekassen sind im Rahmen ihres Si-
cherstellungsauftrags nach § 69 SGB XI dazu
verpflichtet, eine ,,bedarfsgerechte und gleich-
miflige, dem allgemein anerkannten Stand me-
dizinisch-pflegerischer Erkenntnisse entspre-
chende pflegerische Versorgung der Versicher-
ten® zu gewihrleisten; zur Erfiilllung ihres
Sicherstellungsauftrags sollen sie nach § 12
SGB XI mit ,allen an der pflegerischen, ge-
sundheitlichen und sozialen Versorgung Be-
teiligten“ eng zusammenarbeiten und auf ei-
ne ,Vernetzung der regionalen und kommu-
nalen Versorgungsstrukturen® hinwirken, um
eine ,Verbesserung der wohnortnahen Versor-
gung pflege- und betreuungsbediirftiger Men-
schen® zu ermoglichen.

Die Bundeslénder sind nach § 9 SGB XI
fur die ,Vorhaltung einer leistungsfahigen,
zahlenmiflig ausreichenden und wirtschaftli-
chen pflegerischen Versorgungsstruktur® ver-
antwortlich; viele Bundeslédnder haben ihre In-
frastrukturverantwortung im Rahmen ihrer je-
weiligen Landespflegegesetze jedoch weitge-
hend an die Kommunen weitergegeben. So ist
beispielsweise im 2014 neu gefassten Alten-
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und Pflegegesetz Nordrhein-Westfalens (APG
NRW) die ,,Sicherstellung und Koordinierung
der Angebotsstruktur® explizit den Kreisen
und kreisfreien Stddten als Pflichtaufgabe zuge-
wiesen; diese sind ,verpflichtet, eine den 6rtli-
chen Bedarfen entsprechende pflegerische An-
gebotsstruktur [...] sicherzustellen“ [§ 4 APG
NRW].

Die Kommunen sind dariiber hinaus als
ortliche Sozialhilfetrdger in vielen (jedoch
nicht in allen) Bundeslindern fiir die Hilfe zur
Pflege nach dem 6. Kapitel des SGB XII zu-
stindig; generell haben sie im Sinne der Da-
seinsvorsorge die Letztverantwortung fir die
Versorgung der 6rtlichen Bevolkerung.

Die hier in groben Ziigen skizzierte Ver-
antwortungsverteilung durch den Bundes-
bzw. die Landesgesetzgeber hat grofitenteils
programmatisch-deklamatorischen = Charak-
ter; von einer rechtlich klar definierten und
inhaltlich konsistenten Aufgaben- und Rol-
lenverteilung insbesondere zwischen den
Pflegekassen und den Lindern bzw. Kom-
munen kann hier nur bedingt gesprochen
werden. In der Literatur wird tiblicherweise
zwischen der Aufgaben- und Finanzierungs-
verantwortung fir die Pflegeleistungen (als
Leistungsverpflichtung der Pflegekassen gegen-
tiber ihren Versicherten) und der Aufgaben-
und Finanzierungsverantwortung fir die
Pflegeinfrastruktur (als Aufgabe der Lander
bzw. nachgeordnet der Kommunen innerhalb
ihres jeweiligen raumlichen Zustindigkeits-
bereiches) unterschieden, wobei diese grobe
Einteilung an vielen Stellen konkretisierungs-
bediirftig bleibt (Waldhoft 2012). In den
politischen und wissenschaftlichen Ausein-
andersetzungen um das PSG III hat sich erneut
gezeigt, dass zwischen den verschiedenen Ak-
teuren der Pflegepolitik im Hinblick auf die
konkrete Verantwortungs- und Kompetenz-
abgrenzung im Mehrebenensystem der Pflege
weiterhin erhebliche Interpretations- und In-
teressengegensitze bestehen.

18.2.2 Ziele

Dessen ungeachtet lassen sich aus den einschla-
gigen Regelungen des SGB XI bzw. erginzend
des SGB XII fiir die kommunale Pflegepolitik
im Wesentlichen drei tibergreifende Ziele ablei-
ten:
Sicherstellung, Ausbau und Weiterentwick-
lung einer bedarfsgerechten ortlichen pfle-
gerischen Versorgungsstruktur,
Umsetzung des Grundsatzes ,ambulant vor
stationdr®,
Entwicklung und Foérderung einer (lokalen)
Sorgekultur.

m = Sicherstellung, Ausbau und

Weiterentwicklung

einer bedarfsgerechten ortlichen

pflegerischen Versorgungsstruktur
Oberstes Ziel der Pflegepolitik auf allen Ebe-
nen ist es, pflegebediirftigen Menschen bis
zum Lebensende ein moglichst selbststindi-
ges und selbstbestimmtes Leben mit einer ho-
hen Versorgungssicherheit zu erméglichen (§ 2
Abs. 1 SGB XI). Grundvoraussetzung hierfiir
ist ein umfassendes lokales Unterstiitzungs-
und Versorgungsangebot, das den Betrofte-
nen in der hochstméglichen Qualitit, Transpa-
renz und Erreichbarkeit zur Verfiigung steht.
Zur Gewihrleistung von lokaler Versorgungs-
sicherheit gehoren in diesem Sinne auch die
moglichst weitgehende Verwirklichung der
Wunsch- und Wahlrechte der Pflegebediirfti-
gen (§ 2 SGB XI), die Berticksichtigung spezi-
fischer Bediirfnisse aufgrund von Geschlecht,
Religionszugehorigkeit, sexueller Identitit und
ethnisch-kulturellem Hintergrund (§ 1 Abs. 5
und § 2 Abs. 2 und Abs. 3 SGB XI) sowie
die Wahrung der Trigervielfalt (§ 11 Abs. 2
SGB XI).

= m Umsetzung des Grundsatzes

»~ambulant vor stationar”
Der Vorrang der hiuslichen bzw. ambulanten
Pflege vor den Leistungen der vollstationdren
Pflege ist sowohl im Pflegeversicherungsrecht
(§ 3 SGB XI) als auch im sozialhilferechtli-
chen Bereich der Hilfe zur Pflege explizit festge-
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schrieben (§ 64 SGB XII). Der Grundsatz ,,am-
bulant vor stationdr® ist dabei sowohl durch
normative Selbstbestimmungs- als auch durch
pragmatische Kostenaspekte begriindet: Zum
einen entspricht es den Wiinschen der Betrof-
fenen, ihren Lebensabend auch im Fall korper-
licher Beeintrichtigungen moglichst lange in
ihrer gewohnten Lebensumgebung verbringen
zu kénnen; zum anderen kann die Vermeidung
bzw. Hinauszégerung einer vollstationdren Un-
terbringung dazu beitragen, die Kosten sowohl
fiir die Pflegeversicherung als auch fir die (in
der Regel kommunal getragene) Hilfe zur Pfle-
ge nach dem SGB XII zu begrenzen.

Nicht nur auf Bundesebene (PSG I-III),
sondern auch in vielen Bundesldndern und
Kommunen ldsst sich in den letzten Jahren
ein eindeutiger Trend weg von der Finanzie-
rung traditioneller stationédrer Grof3einrichtun-
gen und hin zur Stirkung von ambulanten
Versorgungsstrukturen und quartiersbezoge-
nen Wohn- und Pflegearrangements beobach-
ten.

Der Grundsatz ,ambulant vor stationdr®
sollte dabei allerdings nicht im Sinne einer ein-
fachen Dichotomie oder gar im Sinne eines
»Nullsummenspiels verstanden werden. Im
Sinne der individuellen Selbstbestimmung soll-
te es vielmehr darum gehen, ein graduell abge-
stuftes und aufeinander abgestimmtes Versor-
gungssystem aus niederschwelligen, ambulan-
ten, komplementiren, teilstationdren und sta-
tiondren Versorgungsformen aufzubauen, das
individuell zugeschnittene Kombinationen und
passgenaue Pflegesettings ermoglicht.

== Entwicklung und Forderung einer lokalen
Sorgekultur
Eine dritte, stirker gesellschaftspolitisch fun-
dierte Zielsetzung bezieht sich auf die Akti-
vierung bzw. Revitalisierung zivilgesellschaft-
licher Ressourcen im Sinne einer gesamtge-
sellschaftlichen Verantwortung fiir die Pflege.
Linder, Kommunen, Pflegeeinrichtungen und
Pflegekassen sind nach § 8 Abs. 2 SGB XI da-
zu aufgefordert, ,die Bereitschaft zu einer hu-
manen Pflege und Betreuung durch hauptbe-
rufliche und ehrenamtliche Pflegekrifte sowie

durch Angehorige, Nachbarn und Selbsthilfe-
gruppen” zu unterstiitzen und zu férdern und
so auf eine ,neue Kultur des Helfens und der
mitmenschlichen Zuwendung® hinzuwirken.

Der Aufbau und die Wiederbelebung von
lokalen Unterstiitzungsnetzwerken und Ver-
antwortungsgemeinschaften wird im Pflege-
bereich schon seit Jahren unter dem Begriff
»Caring Communities“ bzw. ,Sorgende Ge-
meinschaften diskutiert (Klie 2010); die Be-
deutung lokaler Strukturen fiir die Entwicklung
einer diesbeziiglichen ,Sorgekultur® (Deut-
scher Bundestag 2016, S. 23) ist insbesondere
im siebten Altenbericht der Bundesregierung
von 2016 explizit angesprochen worden.

18.2.3 Strukturelle
Herausforderungen

Die (kommunale) Pflegepolitik steht vor ei-
ner Reihe von tibergreifenden Verinderungen
und Herausforderungen, auf die in den néchs-
ten Jahren tiberzeugende Antworten gefunden
werden miissen:
Aufgrund des demografischen Wandels
steigt nicht nur der Anteil &lterer, son-
dern insbesondere auch der Anteil hochalt-
riger und mit hohem Pflegerisiko behafteter
Menschen; in den nichsten zwei Jahrzehn-
ten ist daher mit einem deutlichen Anstieg
der Pflegefallzahlen zu rechnen (Kochs-
kamper 2018b).
Dem demografisch bedingten zunehmen-
den Pflegebedarf steht ein tendenziell ab-
nehmendes familidres Pflegepotenzial ge-
geniiber. Soziostrukturelle und kulturel-
le gesellschaftliche Entwicklungen (u.a.
veranderte Familienformen, zunehmende
Zahl der Einpersonenhaushalte, steigende
Frauenerwerbsquoten, zunehmende beruf-
liche und raumliche Mobilitit) lassen einen
Riickgang an Moglichkeiten der Pflege in
den Familien und einen verstarkten Bedarf
an professionellen Dienstleistungen erwar-
ten.
Der zunehmende Fachkriftemangel in den
Pflegeberufen ist jedoch bereits heute vi-
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rulent und wird sich in den kommenden
Jahren zuspitzen. Wenn es nicht gelingt, der
absehbar steigenden Nachfrage eine aus-
reichende Kapazitit von Pflege- und Pfle-
gefachpersonal gegeniiberzustellen, werden
die bereits heute punktuell zu beobach-
tenden Situationen der Mangelversorgung
besonders in lédndlichen, Giberalterten und
strukturschwachen Raumen deutlich zu-
nehmen.

Von besonderer Bedeutung fiir die Kom-
munen ist der Trend zur wachsenden so-
zialen Ungleichheit und zur zunehmenden
Altersarmut, der sich mittelfristig auch in
einer steigenden Inanspruchnahme der Hil-
fe zur Pflege nach dem SGB XII und einer
dementsprechend stirkeren Belastung der
ohnehin oftmals stark angespannten kom-
munalen Haushalte niederschlagen diirfte.'

Vor dem Hintergrund dieser komplexen Pro-
blemkonstellation ist es fiir die kommunale
Pflegepolitik umso wichtiger, die Ziele der Wei-
terentwicklung einer bedarfsgerechten Versor-
gungsstruktur, der Umsetzung des Grundsatzes
»ambulant vor stationdr” und der Forderung
einer lokalen Sorgekultur konsequent zu verfol-
gen. Eine ganzheitliche kommunale Pflegepoli-
tik hat in diesem Kontext ein weites Spektrum
verschiedener Handlungs- und Gestaltungsfel-
der zu bearbeiten, die im folgenden Abschnitt
néher beschrieben werden.

18.3 Handlungs- und
Gestaltungsfelder
kommunaler Pflegepolitik

Wenn es um die in einer Kommune vorhan-
dene und politisch zu gestaltende Unterstiit-

' Der Anteil der Empfanger von Hilfe zur Pflege an den

Pflegebediirftigen insgesamt lag 2015 bundesweit
bei 12,2 % (Kochskdmper 2018a); auf kommunaler
Ebene variierte er indes zwischen 29 % in Lubeck
und 4 % in einzelnen Landkreisen in Thiringen. Ins-
besondere in groReren Stadten sowie in stationaren
Einrichtungen beziehen lberproportional viele Pfle-
gebedirftige die Hilfe zur Pflege.

zungs- und Versorgungsstruktur fiir pflege-
bediirftige Personen (und ihre Angehorigen)
geht, ist der Blick weit iber den Bereich der
pflegerischen Versorgung im engeren Sinne hi-
naus zu richten. Im Rahmen einer ganzheit-
lichen Perspektive umfasst die lokale Versor-
gungsstruktur eine Vielzahl von Feldern und
Bereichen, die zugleich auch Ansatzpunkte fiir
kommunale Gestaltungsbemithungen darstel-
len (B Tab. 18.1).

Die verschiedenen Bausteine der ortlichen
pflegerischen Versorgungslandschaft und die
jeweiligen Handlungs- und Gestaltungsmog-
lichkeiten der Kommunen werden im Folgen-
den iiberblicksartig (und ohne Anspruch auf
Vollstdndigkeit) dargestellt.

18.3.1 Pflegerische Versorgung

Die Versorgung mit vollstationdren, teilsta-
tiondren und ambulanten Pflegeeinrichtungen
und -diensten bildet den Kern der kommuna-
len pflegerischen Versorgungstruktur.

Im Hinblick auf vollstationédre Pflegeein-
richtungen lassen sich in den letzten Jahren
auf Landes- wie auch auf kommunaler Ebe-
ne verstirkte Bestrebungen beobachten, den
quantitativen Anstieg des stationdren Angebots
nach dem Motto ,,s0 wenig wie moglich - so
viel wie notig” zu begrenzen und insbesondere
ein iiber dem lokalen Bedarf liegendes Ange-
bot an stationiren Plitzen nach Moglichkeit zu
verhindern. Dahinter steckt die Befiirchtung,
dass ein quantitatives Uberangebot an statio-
néren Plitzen die Nachfrage im stationéren Be-
reich ibermaflig anregt und eine ,,Sogwirkung*
zulasten héuslicher bzw. ambulanter Versor-
gungsformen entfaltet (Naegele 2014, S. 35).

Die Kommunen haben indes keine recht-
liche Handhabe, den iiber den lokalen Bedarf
hinausgehenden Neubau bzw. die Erweiterung
von stationdren Einrichtungen in ihrem rdum-
lichen Gebiet zu verhindern, sofern die ge-
setzlichen Auflagen erfiillt sind. In einzelnen
Bundeslindern konnen die Kommunen aller-
dings begrenzten Einfluss auf die Investitions-
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O Tabelle 18.1 Bausteine der ortlichen Versorgungsstruktur fiir dltere und pflegebedtirftige Menschen

Pflegerische Versorgung

- Ambulante Pflegedienste
- Tagespflege, Kurzzeitpflege, Nachtpflege
- Stationdre Pflege

Palliativversorgung

— Palliativmedizinische Betreuung durch niederge-
lassene Arzte und Kliniken

- Palliativpflege durch ambulante Pflegedienste und
ambulante Hospizdienste

— Stationare Hospize

Alternative Pflegewohnformen

- Ambulant betreute Wohngemeinschaften
(selbst- vs. anbieterverantwortet)
— Betreutes Wohnen, ,Servicewohnen”

Angebote zur Unterstiitzung und Entlastung
pflegender Angehoriger

- Beratungs-, Unterstiitzungs- und Entlastungsan-
gebote fiir pflegende Angehérige, insbesondere fiir
Angehdrige von Demenzkranken

Information, Beratung und Fallmanagement

- Offentlichkeitarbeit, Informationsbroschiiren/
Onlineportale

- Tragerunabhangige Beratung

- Individuelles Fallmanagement

Pflege-Report 2019

bedingungen fiir stationdre Einrichtungen neh-
men. So haben beispielsweise die Kommunen
in NRW seit 2014 die Option, ihre ortliche
Pflegeplanung in Form einer sog. ,verbindli-
chen Bedarfsplanung® auszugestalten, um ein
Uberangebot von stationiren Pflegeplitzen zu
vermeiden (§ 7 Abs. 6 APG NRW). Im Rahmen
der verbindlichen Bedarfsplanung bestimmt
der ortliche Triger der Sozialhilfe, dass teil-
oder vollstationére Pflegeeinrichtungen, die in-
nerhalb seines Ortlichen Zustandigkeitsberei-
ches neu entstehen und zusétzliche Pflegeplitze
schaffen sollen, nur dann eine Investitionskos-
tenforderung in Form des Pflegewohngeldes
erhalten, wenn fiir diese Einrichtungen auf der
Grundlage der ortlichen Bedarfsplanung ein
bestehender Bedarf bestdtigt wird. Anbieter,

Gesundheitsversorgung

- Ambulante Gesundheitsversorgung (Arzte, Apothe-
ken)
- Stationdre Gesundheitsversorgung (Krankenh&user)

Komplementére Unterstiitzungsangebote

— Haushaltsnahe Dienstleistungen (Mahlzeitenservice,
Fahrdienste, Haushaltsdienste, Hausnotruf, personliche
Assistenz)

Wohnraumversorgung und Quartiersgestaltung

- Barrierefreier/barrierearmer Wohnraum

— Sozialraum: altengerechte Quartiersstrukturen

- Sonstige wohnortnahe Angebote, u. a. Seniorenbe-
gegnungsstatten

Forderung ehrenamtlichen Engagements

- Férderung, Ermdglichung, Unterstiitzung, Koordinie-
rung von Zivilgesellschaft, burgerliches Engagement,
Ehrenamt, Nachbarschaftshilfe

Planung, Vernetzung und Koordination

- RegelméBiges kleinraumiges Monitoring (Pflege-
planung)
- Aufbau kommunaler Vernetzungsgremien

denen aufgrund der fehlenden Bedarfsbesti-
tigung die Investitionskostenforderung versagt
wird, sind zwar formal nicht vom Marktzugang
ausgeschlossen, haben aber de facto einen er-
heblichen Wettbewerbsnachteil.

Einfluss auf das lokale Angebot an vollsta-
tiondren Plitzen koénnen im Ubrigen auch die
jeweiligen Pflegeheimgesetze der Bundeslander
haben. Die Einfithrung verbindlicher Einzel-
zimmerquoten (75 % in Bayern seit 2016, 80 %
in NRW seit August 2018, 100 % in Baden-
Wiirttemberg ab September 2019) kann zu ei-
ner spiirbaren Verknappung des Platzangebots
fithren; hier liegt es zum Teil auch im Ermessen
der ortlichen Heimaufsicht, wie die jeweiligen
landesrechtlichen Ubergangs- und Ausnahme-
regelungen ausgelegt und angewendet werden.
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Anders als bei der vollstationdren Dauer-
pflege wird bei der Kurzzeitpflege keine Be-
grenzung, sondern vielmehr ein substanzieller
Ausbau angestrebt, da die Moglichkeit der vor-
tibergehenden Pflege und Betreuung einer pfle-
gebediirftigen Person in einer vollstationdren
Einrichtung auch dazu beitragen kann, pfle-
gende Angehorige zu entlasten und héusliche
Pflegearrangements zu stabilisieren.

Der steigenden Nachfrage nach Kurzzeit-
pflegeplitzen® steht in vielen Kommunen je-
doch bislang kein ausreichendes und verléss-
liches Angebot gegeniiber; so sehen iiber die
Halfte der Kreise und kreisfreien Stidte in
NRW den aktuellen Bedarf an Kurzzeitpflege-
platzen nicht gedeckt (Braeseke et al. 2017). Zu-
dem verschlechtert sich im Zeitverlauf das Ver-
hiltnis von ,,fixen“ und ,eingestreuten Kurz-
zeitpflegeplidtzen mit dem Ergebnis, dass ein
Teil der in den Einrichtungen eingestreuten
Kurzzeitpflegepldtze mit Dauergepflegten be-
legt sind und daher faktisch fiir die Kurzzeit-
pflege nicht zur Verfiigung stehen.

Die Einflussmoglichkeiten der Kommunen
sind hier sehr begrenzt. Nach wie vor rentiert
es sich fiir stationdre Pflegeeinrichtungen auf-
grund der schwierigen Refinanzierungsbedin-
gungen kaum, ein substanzielles Maf3 an ,, fixen®
Pflegeplitzen vorzuhalten; solitdre Einrichtun-
gen der Kurztagespflege konnen oftmals nicht
wirtschaftlich arbeiten. Einzelne Bundesldnder
sind daher dazu iibergegangen, finanzielle An-
reize fiir die Umwandlung von eingestreuten
Kurzzeitpflegepldtzen in fixe Plitze zu setzen,
so beispielsweise in NRW mit der sogenann-
ten ,,Fix/Flex-Regelung“ (Tillmann und Sloane
2018).

Zur Nachfragesteigerung konnte auch das am
01.01.2016 in Kraft getretene Krankenhausstruk-
turgesetz (KHSG) beitragen, das als neue Leistung
der gesetzlichen Krankenkassen Patienten, die nach
einem langeren Krankenhausaufenthalt oder einer
ambulanten Operation auBerhalb eines Kranken-
hauses vorlibergehend weiter versorgt werden
mussen, auch bei fehlender Pflegebeddrftigkeit die
Méoglichkeit der Inanspruchnahme von Kurzzeit-
pflege einrdumt (§ 39c SGB V ,Kurzzeitpflege bei
fehlender Pflegebediirftigkeit”).

Ebenso wie die Kurzzeitpflege kann auch
die Tagespflege dazu beitragen, pflegende
Angehorige zu entlasten und insbesondere
auch demenzkranken Seniorinnen und Senio-
ren einen lingeren Verbleib in ihrer gewohnten
Umgebung zu ermdglichen. Es zeigen sich Hin-
weise, dass die mit dem PSG I eingefiihrten leis-
tungsrechtlichen Verbesserungen bei den teil-
stationdren Leistungen der Tages- und Nacht-
pflege® zumindest in einzelnen Kommunen zu
einer spiirbaren Ausweitung sowohl der Nach-
frage als auch des Angebots an Tagespflegeplit-
zen gefithrt haben. Aus Sicht der kommuna-
len Pflegeplanung ist nicht nur eine Erhéhung
der allgemeinen Versorgungsdichte, sondern
auch eine moglichst bedarfsgerechte geografi-
sche Verteilung der Angebote anzustreben; po-
tenzielle Investoren oder Betreiber konnen da-
hingehend beraten werden, dass sie zusétzliche
Platze moglichst in denjenigen Sozialrdumen
einrichten, in denen ein Bedarf festgestellt wur-
de.

Besonders heterogen stellt sich die Ver-
sorgungssituation im ambulanten Sektor dar:
Hier mehren sich die Hinweise aus verschiede-
nen Kommunen sowie seitens der Anbieterver-
bénde, dass sich der Fachkraftemangel zuspitzt
und zunehmend zu lokalen Versorgungspro-
blemen fithrt. Viele ambulante Pflegedienste
nehmen aufgrund mangelnder Personalkapa-
zitaten derzeit keine neuen Patienten mehr an
und sehen sich zum Teil sogar dazu gezwungen,
bestehende Versorgungsvertrige zu kiindigen.

Auch hier sind die Einflussmoglichkeiten
der Kommune sehr begrenzt: Als eigener Tri-
ger von ambulanten Pflegediensten sind Kom-
munen vollig unbedeutend,* und die kom-
munale Pflegeplanung kann lediglich unver-

Pflegebediirftige Personen kénnen seit 2015 teilsta-
tiondre Tages- und Nachtpflege zusatzlich zu am-
bulanten Pflegesachleistungen, Pflegegeld oder der
Kombinationsleistung in Anspruch nehmen, ohne
dass eine Anrechnung auf diese Anspriiche erfolgt.
4 Nach den Daten der Pflegestatistik des Statistischen
Bundesamtes gab es 2017 rund 14.000 ambulante
Pflegedienste; davon waren gerade einmal 192 Pfle-
gedienste (1,4 %) in offentlicher (kommunaler) Tra-
gerschaft.
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bindliche Empfehlungen formulieren. Sicher-
lich kénnen Kommunen im Rahmen der kom-
munalen Investoren- und Trigerberatung pri-
vate und wohlfahrtsverbandliche Triger ge-
zielt auf ermittelte Bedarfe bzw. auf ungedeck-
te Nachfrage hinweisen, um auf diese Weise
Neugriindungen bzw. Angebotsausweitungen
anzuregen (Plazek und Schnitger 2016); ein
Grof3teil der Grundsatzprobleme, vor denen
die ambulante Pflege steht, lasst sich aber nicht
unmittelbar durch die Kommunen beeinflus-
sen, sondern nur durch den Bundesgesetzgeber
bzw. die Pflegekassen.

18.3.2 Gesundheitsversorgung

Neben der pflegerischen Versorgung im en-
geren Sinne ist fir Seniorinnen und Senio-
ren auch die allgemeine Gesundheitsversor-
gung sehr relevant. Dies betrifft zunéchst ein-
mal die Verftigbarkeit und wohnortnahe Er-
reichbarkeit von Arzten und Apotheken sowie
von Krankenhdusern; gerade in ldndlichen Re-
gionen kann die Sicherstellung der hausérztli-
chen Versorgung eine ernsthafte Herausforde-
rung darstellen.

Kommunen koénnen insbesondere dort,
wo als Gesellschafter von kommunalen Kran-
kenhdusern fungieren, gezielt Einfluss auf die
Schnittstellen zwischen medizinischer und
pflegerischer Versorgung nehmen. Hierzu
gehort u. a. die Entwicklung eines Pflegeiiber-
leitungsmanagements, um in Zusammenarbeit
mit den jeweiligen Sozialdiensten eine mog-
lichst reibungsfreie Uberleitung hilfe- und
pflegebediirftiger Menschen vom Kranken-
haus in die eigene Hauslichkeit bzw. in einen
Kurzzeitpflegeplatz zu unterstiitzen.

Zur allgemeinen Gesundheitsversorgung
zahlen schlieSlich auch Angebote und Maf3-
nahmen der Gesundheitsférderung und
Pravention. Der Ausbau Individueller Gesund-
heitsberatung sowie zielgruppenspezifischer
Angebote der Gesundheitsforderung und Pra-
vention fiir Senioren durch den Offentlichen
Gesundheitsdienst (OGD) kann dazu beitra-

gen, den Eintritt von Pflegebediirftigkeit zu
verhindern oder hinauszuzdgern.’

18.3.3 Palliativversorgung

Neben der pflegerischen Versorgung und der
allgemeinen Gesundheitsversorgung ist die
Palliativversorgung ein weiterer wesentlicher
Bestandteil der kommunalen Versorgungs-
struktur fir éltere und pflegebediirftige Men-
schen. Mit dem 2015 verabschiedeten Hospiz-
und Palliativgesetz (HPG) ist die Palliativver-
sorgung ausdriicklich Bestandteil der Regelver-
sorgung in der GKV geworden; zu den Leis-
tungen gehoren u. a. die palliativmedizinische
Betreuung durch niedergelassene Arzte und
Kliniken, die Palliativpflege durch ambulante
Pflegedienste und ambulante Hospizdienste so-
wie stationdre Hospize.

Der lokalen Zusammenarbeit der verschie-
denen Sektoren und Berufsgruppen kommt ge-
rade auch in diesem Bereich eine besondere
Bedeutung zu; in vielen Kommunen haben sich
daher ortliche Palliativ- und Hospiznetze bzw.
entsprechende Arbeitskreise herausgebildet, in
deren Rahmen sich die ambulanten Dienste,
Arzte und Einrichtungen, die schwer kran-
ke und sterbende Menschen drztlich versor-
gen und pflegerisch, psychosozial oder seelsor-
gerlich betreuen, regelmiflig austauschen und
miteinander abstimmen.

Ehrenamtliche Strukturen wie beispielswei-
se Hospizvereine und Hospizgemeinschaften,
in denen ehrenamtliche Hospizhelfer/-innen
unter der fachlichen Anleitung von hauptamtli-
chen Fachkriften tatig sind, konnen eine wich-
tige ergdnzende Rolle spielen; die Forderung,
Unterstiitzung und Einbindung solcher Initiati-
ven und Netzwerke ist eine freiwillige Aufgabe

Die Landesgesundheitsministerkonferenz hat im Ju-
ni 2018 ein neues Leitbild fiir den OGD verabschie-
det, das einen verstarkten Fokus auf Gesundheitsfor-
derung und Pravention und damit verbunden auch
auf die koordinierende Rolle des OGD fiir das ver-
netzte Handeln im Gesundheitswesen vor Ort legt
(GMK 2018).
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der Kommunen (vgl. Deutscher Verein fiir 6f-
fentliche und private Fiirsorge 2017).

18.3.4 Komplementdre
Unterstiitzungsangebote

In Ergdnzung zu den pflegerischen Angeboten
stellen Angebote zur Unterstiitzung und Ent-
lastung im Alltag nach § 45a SGB XI einen
wesentlichen Baustein der kommunalen Ver-
sorgungsstruktur dar. Hierzu gehoren diverse
haushaltsnahe Dienstleistungen, u. a. Mahlzei-
tendienste wie ,,Essen auf Rddern®, Fahrdienste,
Haushaltsdienste, Hausnotruf oder personliche
Assistenz. Aufgrund der Leistungsausweitun-
gen des PSG II ist mit einer steigenden Nach-
frage nach niedrigschwelligen Unterstiitzungs-
diensten zu rechnen.®

Die Anerkennungsvoraussetzungen fiir
Angebote zur Unterstiitzung im Alltag werden
auf Landesebene geregelt (in NRW durch die
»Anerkennungs- und Férderungsverordnung“
- AnFoVO); zustindig fir die Anerkennun-
gen sind die Kreise und kreisfreien Stédte.
Hierfiir haben die Kommunen (i.d.R. im
Sozialamt) entsprechende Fachstellen bzw.
Kompetenzteams eingerichtet. Um den Auf-
und Ausbau alltagsunterstiitzender Angebote
zu erleichtern, ist es hilfreich, wenn die ent-
sprechenden landesrechtlichen Regelungen
moglichst niedrigschwellig ausgestaltet und
die Anerkennungsverfahren auf kommunaler
Ebene moglichst unbiirokratisch und ,,service-
orientiert gehandhabt werden.

Die Vorhaltung alltagsunterstiitzender An-
gebote, Dienstleistungen und Infrastrukturen
fir dltere Menschen mit und ohne Pflegebe-

6 Seit dem 01.01.2017 haben Pflegebediirftige in
hauslicher Pflege nach § 45b SGB XI Anspruch auf
einen Entlastungsbetrag in Hohe von bis zu 125 €
monatlich, mit dem sie u.a. auch Leistungen der
nach Landesrecht anerkannten Angebote zur Un-
terstlitzung im Alltag finanzieren kénnen. Darliber
hinaus haben sie die Mdglichkeit, bis zu 40 % ihres
ambulanten Pflegesachleistungsanspruchs fir diese
Unterstlitzungsangebote umzuwidmen.

darf ist im Ubrigen auch Aufgabe der kom-
munalen Altenhilfe nach § 71 SGB XII. Die
konkrete Ausgestaltung der Altenhilfe ist nicht
rechtsverbindlich normiert, sondern bleibt im
Wesentlichen der einzelnen Kommune {iber-
lassen; als mogliche Leistungen nennt § 71
Abs. 2 beispielhaft Leistungen zu einer Betiti-
gung und zum gesellschaftlichen Engagement,
zur Beschaffung und zur Erhaltung einer be-
diirfnisgerechten Wohnung, zur Beratung und
Unterstiitzung im Vor- und Umfeld von Pfle-
ge und zur Inanspruchnahme altersgerechter
Dienste sowie zur kulturellen und sozialen Teil-
habe.

Angesichts der vielfiltigen Uberschneidun-
gen und der moglichen Synergieeffekte wire
eine stirkere konzeptionelle und planerische
Verkniipfung von kommunaler Pflege- und Al-
tenhilfepolitik dringend zu empfehlen (VSOP
2015); der mit dem PSG III neuin § 71 SGB XII
eingefithrte Abs. 5 sieht ganz in diesem Sin-
ne explizit eine Verzahnung der Leistungen der
Altenhilfe mit der ,kommunalen Infrastruk-
tur zur Vermeidung sowie Verringerung der
Pflegebediirftigkeit” vor. Als ,freiwillige® Leis-
tung (genauer: als Leistung ohne individuel-
len Rechtsanspruch) steht die Altenhilfe jedoch
stets unter dem Vorbehalt ausreichender finan-
zieller Ressourcen (sowie ausreichender sozial-
politischer Motivation) der Kommune; im Er-
gebnis fristet die Altenhilfe in vielen Kommu-
nen schon seit Jahren ein Schattendasein.

18.3.5 Alternative
Pflegewohnformen

Gemeinschaftliche Wohnformen wie z. B. am-
bulant betreute Wohngemeinschaften konnen
in vielen Fillen sinnvolle Alternativen zum
klassischen Pflegeheim darstellen. Eine nach-
haltige Ausweitung des Angebots und der Viel-
falt an alternativen Wohnformen fiir dltere und
pflegebediirftige Menschen in der Kommune
ist gerade auch unter dem Aspekt der Selbstbe-
stimmung und der Wahlfreiheit der Pflegebe-
diirftigen erstrebenswert.
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Das SGB XI enthilt eine Reihe von so-
zialrechtlichen Fordertatbestinden fiir ambu-
lant betreute (selbstorganisierte oder anbieter-
verantwortete) Wohngruppen;” die mindestens
ebenso relevanten heimrechtlichen Rahmen-
bedingungen werden indes auf Linderebene
festgelegt. Insbesondere fiir tragerverantworte-
te, von ambulanten Pflegediensten betriebene
Wohngemeinschaften macht es dabei einen er-
heblichen Unterschied, ob sie hinsichtlich der
heimrechtlichen Auflagen, Qualitits- und Si-
cherheitsvorschriften quasi wie ,,kleine Pflege-
heime® behandelt werden oder ob es hier er-
leichterte, an die Spezifika von Wohngemein-
schaften angepasste Kriterien gibt. Zwischen
den Bundesldndern bestehen in diesem Bereich
offensichtlich erhebliche Unterschiede sowohl
hinsichtlich der Rechtslage als auch hinsicht-
lich der Rechtspraxis (Klie et al. 2017).

Kommunen koénnen versuchen, ein in-
vestitionsfreundliches Klima fiir alternative
Pflegewohnformen zu schaffen, indem sie
gerade im Bereich neuer Wohnformen eine
aktive Investoren- und Tragerberatung be-
treiben. Die innerhalb der landesrechtlichen
Regelungen  bestehenden Ermessensspiel-
rdume der kommunalen Aufsichtsbehdrden
(Heimaufsicht, Bauaufsicht, ggf. auch Sozi-
alamt) konnen dabei im Sinne einer eher
swohlwollenden Auslegung von Vorschrif-
ten und einer moglichst unbiirokratischen
Ausgestaltung der Genehmigungs- und
Priifverfahren genutzt werden. Kommu-
nen konnen Pflege-Wohngemeinschaften
zudem auch stddtebaulich férdern, indem
beispielsweise oOffentliche Grundstiicke fiir

7 Hierzu gehdren u.a. der Wohngruppenzuschuss

nach § 38a SGB XI, die Anschubfinanzierung zur
Griindung von ambulant betreuten Wohngruppen
nach § 45e SGB Xl sowie die Férderung von Maf3nah-
men zur Verbesserung des gemeinsamen Wohnum-
feldes nach § 40 Abs. 4 SGB XI. Mit dem Pflege-Neu-
ausrichtungs-Gesetz (PNG) ist Uber den § 45f SGB XI
zudem ein mit 10 Mio. € dotiertes Modellprogramm
zum Thema ,Weiterentwicklung neuer Wohnformen
fur pflegebedirftige Menschen” auf den Weg ge-
bracht worden, in dem zwischen 2015 und 2018
insgesamt 53 Einzelprojekte geférdert worden sind
(vgl. GKV-Spitzenverband 2018).

WG-Bauvorhaben reserviert werden. Be-
reits bestehende Wohngruppen, insbesondere
selbstverantwortete WGs, konnen (etwa durch
kommunal finanzierte ,WG-Begleiter wie in
Hamburg) gezielt bei der Selbstorganisation
beraten und unterstiitzt werden.

18.3.6 Wohnraumversorgung und
Quartiersgestaltung

Die Wohnsituation dlterer und pflegebediirfti-
ger Menschen ist ein entscheidender Faktor fiir
die Moglichkeit, einen eigenen Haushalt und
ein selbstbestimmtes Leben im vertrauten Um-
feld fithren zu kénnen. Wie die Entwicklung
der letzten Jahre gezeigt hat, ist der Zugang zu
bezahlbarem Wohnraum mittlerweile in vielen
Kommunen und Regionen zu einer zentralen
sozialen Frage geworden; hierzu hat sicherlich
auch beigetragen, dass die soziale Wohnraum-
forderung, die seit 2006 in der ausschlieSlichen
Kompetenz der Liander liegt, tiber Jahrzehn-
te hinweg straflich vernachldssigt worden ist.
Dort, wo die Kommunen noch selbst als Ge-
sellschafter von kommunalen Wohnungsbau-
gesellschaften fungieren, konnen sie am ehe-
sten Einfluss auf das Angebot an barrierear-
men bzw. barrierefreien Wohnungen nehmen
- ggf. auch in Zusammenarbeit mit gemeinniit-
zigen oder genossenschaftlichen Wohnungsge-
sellschaften.

Um das Angebot an barrierefreiem Wohn-
raum zu erhohen, kommt neben der Férderung
von Neubaumafinahmen auch die Forderung
des alters- und pflegegerechten Umbaus von
Bestandswohnungen (Wohnanpassung) in Be-
tracht. Nach § 40 Abs. 4 SGB XI kénnen die
Pflegekassen finanzielle Zuschiisse fiir Maf3-
nahmen zur Verbesserung des individuellen
Wohnumfeldes der pflegebediirftigen Person
gewihren, wenn diese dazu beitragen, die haus-
liche Pflege und die selbststindige Lebensfiih-
rung der Betroffenen zu erleichtern.

Um die damit verbundenen Potenziale aus-
zuschopfen, ist der Zugang der Betroffenen zu
einer spezialisierten und neutralen Beratung
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durch anerkannte Wohnberatungsstellen sehr
wichtig. Die Foérderung von Wohnberatungs-
stellen obliegt den Lindern bzw. (je nach Bun-
desland) den Kommunen; bei der Versorgung
mit Wohnberatung gibt es dementsprechend
sowohl hinsichtlich des Umfangs und der Spe-
zialisierung als auch hinsichtlich der inhaltli-
chen Ausrichtung erhebliche regionale Unter-
schiede (Hackmann et al. 2014).

Deutlich grofler als bei der allgemeinen
Wohnraumversorgung ist das Gestaltungspo-
tenzial der Kommunen bei der altengerechten
Weiterentwicklung von Nachbarschaften bzw.
Quartieren (Bleck et al. 2018). Von zentra-
ler Bedeutung fiir dltere Menschen ist dabei
die Schaffung von Versorgungssicherheit durch
die barrierefreie Gestaltung des offentlichen
Raumes und die Gewihrleistung wohnortna-
her Versorgungsstrukturen. Die barrierefreie
Gestaltung des offentlichen Raumes kann je
nach Quartiersstruktur eine Vielzahl von Ein-
zelaspekten umfassen (z. B. ausreichende Stra-
Blenbeleuchtung, offentliche Toiletten, Ruhe-
zonen und Binke, abgesenkte Bordsteinkan-
ten oder altengerechte Ampeltaktungen). Ziel
ist, dass im jeweiligen Quartier moglichst vie-
le Nahversorgungs-, Gesundheits-, Bildungs-
und Freizeitangebote vorhanden und fiir mo-
bilititseingeschrinkte Menschen auch tatsédch-
lich erreichbar und nutzbar sind. Dies be-
trifft sowohl die unterstiitzende Infrastruktur
des tidglichen Lebens (Arzt, Apotheke, Ein-
zelhandel, Post, Bank) als auch das Vorhan-
densein von seniorengerechten Sport-, Kultur-,
Freizeit-, Bildungs- und Begegnungsangeboten
sowie ein bedarfsgerechtes Angebot an 6ffent-
lichen Verkehrsmitteln.

Fir die erfolgreiche Entwicklung eines al-
tengerechten Quartiers ist die aktivierende
Einbindung und Vernetzung unterschiedlichs-
ter Akteure im Quartier (Einzelhandel, Kir-
chengemeinden, Vereine, Pflegeheime etc.) un-
verzichtbar. Notwendig im Sinne einer inte-
grierten Strategie sind zudem ressort- und
fachbereichsiibergreifende Abstimmungspro-
zesse innerhalb der Kommunalverwaltung, et-
wa zwischen der Pflege- bzw. Sozialplanung,
der Stadtentwicklungsplanung, der Bauleitpla-

nung und ggf. auch der kommunalen Verkehrs-
planung. Auf Bundes- wie auch auf Landes-
ebene existieren verschiedene Forderprogram-
me, die bei der Implementierung integrier-
ter Quartiers- und Sozialraumentwicklungs-
prozesse finanziell und/oder ideell unterstiitzen
sollen.®

18.3.7 Angebote
zur Unterstiitzung und
Entlastung pflegender
Angehoriger

Die zum Teil erheblichen gesundheitlichen,
psychischen und ggf. auch finanziellen Be-
lastungen (und die drohende Uberforderung)
pflegender Angehoriger im Rahmen der hius-
lichen Pflege sind in den letzten Jahren ver-
starkt in den Fokus der Aufmerksamkeit ge-
riickt (Wetzstein et al. 2015; Auth et al. 2018;
Rothgang und Miiller 2018). Es besteht ein
tibergreifender Konsens, dass der Erhalt der
Gesundheit, der Leistungsfihigkeit und der
Pflegebereitschaft der pflegenden Angehéorigen
eine zentrale Aufgabe der Pflegepolitik dar-
stellt.

Wihrend der Schwerpunkt der spezifisch
auf pflegende Angehorige ausgerichteten Ange-
bote bislang eher auf der Beratung und Schu-
lung liegt (etwa durch kostenlose Pflegekurse
der Pflegekassen), weisen viele Studien darauf
hin, dass ein verstarkter Ausbau von psychoso-
zialen Angeboten zur Stirkung der sozialen In-
tegration und zur emotionalen Unterstiitzung
pflegender Angehdriger notwendig wire.

Selbsthilfegruppen und -organisationen
konnen hierzu einen Beitrag leisten, indem sie
einen Raum schaffen, in dem sich Angeho-
rige nicht nur informieren und austauschen,
sondern auch ihre spezifischen Sorgen und
Probleme miteinander teilen konnen. Die Pfle-
gekassen fordern den Auf- und Ausbau von

8 Als Beispiel sei hier das Handlungskonzept ,Mas-
terplan altengerechte Quartiere” in NRW genannt
(MGEPA NRW 2013, www.ag-nrw.de).
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lokalen Selbsthilfegruppen, -organisationen
und -kontaktstellen nach § 45d SGB XI mit
jahrlich 15 Cent je Versicherten. Die Forderung
wird als 50-prozentige Anteilsfinanzierung
gewidhrt, wenn ein Bundesland oder eine
kommunale Gebietskorperschaft Fordermit-
tel in gleicher Hohe einbringt; der kommunale
Forderanteil kann dabei auch in Form von
Personal- oder Sachmitteln (z. B. die Uberlas-
sung von Raumlichkeiten) geleistet werden.

Fir die Koordination und Weiterentwick-
lung von lokalen Selbsthilfestrukturen fiir pfle-
gende Angehorige werden in einigen Bundes-
lindern auch zusitzliche Landesmittel bereit-
gestellt. So wird beispielsweise in NRW die
Einrichtung von kommunalen ,,Kontaktbiiros
Pflegeselbsthilfe” gef6rdert, die in kommunaler
oder frei-gemeinniitziger Tragerschaft tiber be-
stehende Selbsthilfegruppen informieren, diese
begleiten und unterstiitzen und ihre Einbin-
dung in die kommunalen Netzwerke vorantrei-
ben sollen.

18.3.8 Forderung
des ehrenamtlichen
Engagements

Vergiinstigungen fiir Ehrenamtliche denkbar,
etwa in Form der Zahlung von Aufwandsent-
schidigungen, der Ubernahme von Fahrkosten
und der Gewihrleistung von Unfallversiche-
rungsschutz. Im Sinne der Qualitdtssicherung
sind drittens auch geeignete Qualifizierungs-
und Fortbildungsangebote sowie eine konti-
nuierliche fachliche Begleitung und Unterstiit-
zung der ehrenamtlich Helfenden durch haupt-
amtliche Koordinatoren notwendig. Eine be-
sondere Herausforderung liegt in der lokalen
Verzahnung von ehrenamtlichen und profes-
sionellen Strukturen.

Es handelt sich hierbei um freiwillige Leis-
tungen der Kommune, die unter dem Vorbe-
halt ausreichender Finanzmittel stehen; Maf3-
nahmen und Initiativen zum Auf- und Ausbau
lokaler ehrenamtlicher Strukturen und zur pro-
fessionellen Unterstiitzung von ehrenamtlich
Tatigen konnen allerdings auch im Rahmen des
§ 45¢ SGB XI (anteilig) durch die Pflegekassen
gefordert werden.

18.3.9 Information, Beratung und
Fallmanagement

Neben dem Einsatz pflegender Familienange-
horiger ist das ehrenamtliche Engagement ei-
ne unverzichtbare Ressource der pflegerischen
und pflegeergdnzenden Versorgung. Hierzu ge-
horen nachbarschaftliche und ehrenamtliche
Hilfsnetzwerke, Seniorenbesuchsdienste, Fahr-
dienste und viele weitere Initiativen des regio-
nalen biirgerschaftlichen Engagements.

Um das nachbarschaftliche und ehrenamt-
liche Pflegepotenzial zu férdern, kénnen Kom-
munen erstens eine aktive Offentlichkeitsar-
beit zu regionalen Angeboten des biirgerschaft-
lichen Engagements betreiben und Konzepte
zur Gewinnung engagementbereiter Menschen
im Pflegebereich entwickeln, etwa durch den
Betrieb bzw. die Férderung von kommuna-
len Ehrenamtsborsen und die gezielte Einbin-
dung von Vereinen und Kirchengemeinden. In
diesem Rahmen sind zweitens auch materielle

Die Information und Aufklirung der Versi-
cherten und ihrer Angehérigen in den mit der
Pflegebediirftigkeit zusammenhingenden Fra-
gen obliegt nach § 7 SGB XI grundsitzlich den
Pflegekassen. In Erginzung zu der Auskunft
und Aufklirung durch die Pflegekassen geben
mittlerweile die meisten Kommunen Senioren-
bzw. Pflegewegweiser in Broschiirenform her-
aus und betreiben entsprechende Online-Por-
tale (, Angebotsfinder®, ,Pflegeatlas etc.), die
eine Ubersicht iiber die 6rtlich vorhandenen
pflegerischen und pflegeerginzenden Angebo-
te geben.

Uber diese allgemeine Information hinaus
brauchen Pflegebediirftige und ihre Angehori-
gen jedoch in der Regel auch stirker individua-
lisierte, auf ihren konkreten Einzelfall bezogene
Beratungsleistungen. Seit dem 01.01.2009 be-
steht daher ein individueller Rechtsanspruch
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auf individuelle Pflegeberatung und individu-
elles Fallmanagement (§ 7a SGB XI).

Um eine moglichst flichendeckende Infra-
struktur von wohnortnahen Beratungsstellen
zu schaffen, sind mit dem Pflege-Weiterent-
wicklungsgesetz von 2008 zudem die soge-
nannten Pflegestiitzpunkte eingefithrt worden;
diese sollen von den Pflege- und Kranken-
kassen (ggf. unter Beteiligung der Kommunen
bzw. des Landes) eingerichtet werden, sofern
die zustindige oberste Landesbehorde dies be-
stimmt. Zu den Aufgaben der Pflegestiitzpunk-
te zdhlen nach § 7c SGB XI Abs. 2 insbesondere
die Aufkliarung nach § 7 SGB XI und die Pfle-
geberatung nach § 7a SGB XI, aber auch die
~Vernetzung aufeinander abgestimmter pflege-
rischer und sozialer Versorgungs- und Betreu-
ungsangebote“ im Sinne eines Care Manage-
ments (Kirchen-Peters et al. 2016).

Das Konzept der Pflegestiitzpunkte ist in
den einzelnen Bundesldndern allerdings sehr
unterschiedlich angenommen worden; die
Bandbreite der (Nicht-)Umsetzung reicht dabei
von Rheinland-Pfalz, wo insgesamt 135 Pfle-
gestiitzpunkte eingerichtet worden sind, bis
Sachsen und Sachsen-Anbhalt, wo kein einziger
Stiitzpunkt geschaffen worden ist. Im Ergebnis
sind von den urspriinglich bis zu 1.200 geplan-
ten Pflegestiitzpunkten bis Ende 2015 nur rund
ein Drittel (416 PSP) tatsdchlich geschaffen
worden (BMG 2016, S. 163/164). Im Rahmen
des PSGIII sind vor diesem Hintergrund einige
kleinere Neuregelungen eingefithrt worden, die
dem Anspruch nach darauf abzielen, die Rolle
der Kommunen im Bereich der Pflegeberatung
zu stirken:

Erstens werden die Moglichkeiten der

Kommunen verbessert, als (durch die Pfle-

gekassen zu vergiitende) Anbieter auf dem

»Pflegeberatungsmarkt® aufzutreten. Zum

einen werden durch § 7b Abs. 2a SGB XI

nunmehr unter bestimmten Auflagen auch

kommunale Gebietskorperschaften als Be-
ratungsstellen anerkannt, bei denen die
von den Pflegekassen ausgestellten Bera-
tungsgutscheine der Versicherten fiir eine

Pflegeberatung nach § 7a Abs. 1 SGB XI

eingelost werden koénnen; zum anderen

kénnen kommunale Berater nunmehr auch
vergiitete Beratungsbesuche in der eige-
nen Héuslichkeit nach § 37 Abs. 3 SGB XI
durchfiihren.

Zweitens erhalten die Kommunen (sofern
sie als ortlicher Sozialhilfetrager fiir die Hil-
fe zur Pflege zustindig sind) durch § 7c
Abs. 1a SGB XI das Recht, von den Pflege-
bzw. Krankenkassen den Abschluss einer
Vereinbarung zur gemeinsamen Einrich-
tung eines Pflegestiitzpunktes zu verlangen.
Durch die Teilnahmeverpflichtung der Pfle-
gekassen soll der Aufbau weiterer Pflege-
stiitzpunkte insbesondere dort erleichtert
werden, wo dies bislang an Kooperations-
schwierigkeiten zwischen Pflegekasse und
Kommune gescheitert ist. Eine Anschubfi-
nanzierung fiir die Einrichtung neuer Pfle-
gestiitzpunkte ist in diesem Rahmen aller-
dings nicht vorgesehen.

Beide Anderungen stellen aus kommunaler
Sicht jedoch allenfalls geringfiigige Verbesse-
rungen dar, von denen in der Praxis keine gro-
Bleren Wirkungen zu erwarten sind (Wilcken
und Bastians 2017; Vorholz 2017a, 2017b).
Eine besondere politische Aufmerksambkeit
bei der Verabschiedung des PSG III lag auf
den sogenannten ,,Modellkommunen Pflege®,
deren Einfithrung bereits von der Bund-Lan-
der-Arbeitsgruppe zur Stirkung der Rolle der
Kommunen in der Pflege im Juni 2015 empfoh-
len worden war (vgl. BMG 2015). So sieht § 123
SGB XI vor, dass im Rahmen eines auf zunachst
auf funf Jahre befristeten Modellvorhabens in
bundesweit 60 Modellkommunen neue Bera-
tungsstrukturen unter kommunaler Federfiih-
rung erprobt werden. Die Beratungsleistungen
nach dem SGB XI (§ 7a-c, § 37, § 45) sollen
dabei mit den Beratungsleistungen zu Sozial-
leistungen der anderen Gesetzbiicher zu einer
integrierten Gesamtberatungsleistung zusam-
mengefiihrt werden, die die Kommunen wahl-
weise eigenverantwortlich oder in Kooperation
mit anderen Einrichtungen und Organisatio-
nen erbringen kénnen (Hoberg et al. 2016).
Die aus kommunaler Sicht eher restriktive
und unattraktive Ausgestaltung des Modellpro-
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gramms ist seitens der kommunalen Spitzen-
verbiande indes stark kritisiert worden (Wil-
cken und Bastians 2017; Vorholz 2017a, 2017b).
Antrige zur Durchfithrung von Modellvorha-
ben kénnen bis zum 31. Dezember 2019 ge-
stellt werden (§ 124 Abs. 1 SGB XI). Der Pro-
zess scheint bislang allerdings eher zih und
mithselig in Gang zu kommen; nach derzei-
tigem Stand ist daher zu befiirchten, dass die
»Modellkommunen Pflege“-Initiative, die ja im
Hinblick auf die Stirkung der Kommunen ge-
wissermaflen das Aushédngeschild des PSG III
darstellt, in ihrer jetzigen Form auf breiter
Front scheitern kénnte.

Eine Stirkung der Rolle der Kommunen bei
der Pflegeberatung konnte sich indes im Zu-
sammenhang mit der Neufassung des Pflegebe-
diirftigkeitsbegriffs ergeben: Durch das PSG II
wurde das Begutachtungsverfahren in der Pfle-
ge auch dahingehend gedndert, dass der MDK
im Rahmen seiner Begutachtung keine Aussage
zur sogenannten ,Heimnotwendigkeit mehr
trifft. Im Falle des abzusehenden Bezugs von
Leistungen der Hilfe zur Pflege muss nach § 63a
SGB XII nunmehr der Sozialhilfetriger im
Rahmen einer pflegefachlichen Begutachtung
priifen und entscheiden, ob eine Heimpfle-
ge notwendig oder stattdessen eine hiusliche
bzw. teilstationidre Pflege moglich und ausrei-
chend ist (§ 63a SGB XII). Da hierzu bis-
lang keine bundeseinheitliche Regelung (etwa
in Form von Verfahrens- oder Begutachtungs-
richtlinien) existiert, wird die Heimnotwendig-
keitspriifung von den Sozialhilfetragern regio-
nal hochst unterschiedlich gehandhabt (Richter
2017).

Die Kommunen haben im Kontext die-
ser Clearingfunktion die Moglichkeit, zumin-
dest fiir die Teilgruppe der Empfinger/-innen
der Hilfe zur Pflege (und hier insbesonde-
re fir die Betroffenen mit einem Pflegegrad
von 2 oder 3) eine individuelle Fall- und
Zugangssteuerung im Sinne des Grundsatzes
»ambulant vor stationdr vorzunehmen. So
werden die im Rahmen der Heimnotwendig-
keitstiberpriifung stattfindenden Hausbesuche
und Einzelfallgespriche in einigen Kommu-
nen proaktiv dazu genutzt, ein individuel-

les Fallmanagement durch multiprofessionel-
le Teams (Pflegefachkrifte und Sozialarbeiter/
-innen) zu etablieren. Einzelne Kommunen
sind vor dem Hintergrund des hohen Bera-
tungsbedarfs in der Gesamtbevélkerung sogar
dazu ibergegangen, die aufsuchende indivi-
duelle Intensivberatung als kommunales Ser-
viceangebot auf alle Pflegebediirftigen inner-
halb ihres Gebiets auszudehnen und hierfiir
aus eigenen Haushaltsmitteln zusitzliche Sozi-
alarbeiter/-innen bzw. Pflegefachkrifte einzu-
stellen (fiir ein kommunales Fallbeispiel aus
NRW vergl. Kemna 2015; Kemna und Gold-
mann 2016).

18.3.10 Planung, Vernetzung und
Koordination

Die Sicherstellung einer bedarfsgerechten 6rtli-
chen pflegerischen Versorgungsstruktur erfor-
dert ein koordiniertes Zusammenwirken der
lokalen bzw. lokal agierenden Akteure. Gefor-
dert sind ,,regionale und lokale Planungspro-
zesse, die tragfihige Kooperations- und Ver-
netzungsstrukturen und -kulturen bef6érdern,
eine bedarfsangemessene Infrastruktur zum
Gegenstand haben, einen regional und lokal
angemessenen und effizienten Welfare-Mix er-
moglichen sowie die Effizienz einer sektoren-
iibergreifenden Versorgung anstreben® (Roth-
gang et al. 2012, S. 80).

Der Beitrag der Kommunen besteht in
diesem Kontext zum einen in der Schaf-
fung und regelmifligen Aktualisierung von
Daten- und Planungsgrundlagen in Form ei-
ner kommunalen Pflegeberichterstattung (Klie
und Pfundstein 2010). Eine kommunale Pflege-
planung ist bislang nur in einigen Bundesldn-
dern gesetzlich vorgeschrieben (u.a. in NRW,
Rheinland-Pfalz, Mecklenburg-Vorpommern);
in anderen Bundeslindern handelt es sich
um eine freiwillige Aufgabe der Kommunen.
Typisch fiir den vorgeschriebenen Aufbau
kommunaler Pflegeplanungsberichte ist (ana-
log zur Vorgehensweise der kommunalen Ju-
gendhilfeplanung nach § 80 SGB VIII) ein
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planerischer Dreischritt aus Bestandsaufnah-
me, Bedarfs(deckungs-)analyse und Ableitung
von notwendigen Mafinahmen zur Bedarfsab-
deckung.’

Die Kommunen sind zum anderen dafiir
verantwortlich, eine ortliche Gremienstruktur
vorzuhalten, innerhalb derer ein regelméfiger
fachlicher Austausch sowie eine organisatori-
sche Abstimmung und Koordination der loka-
len Akteure stattfinden kann. In NRW sind die
Kommunen gemif3 § 8 des Alten- und Pflegege-
setz (APG NRW) gesetzlich dazu verpflichtet,
eine sogenannte ,,Kommunale Konferenz Alter
und Pflege” einzurichten und deren Geschifts-
fihrung zu tibernehmen.

Die Etablierung und Koordination lokaler
Akteursnetzwerke, die in der Regel auf dem
Prinzip der freiwilligen Teilnahme beruhen, ist
eine anspruchsvolle Aufgabe. Damit alle re-
levanten Akteure vor Ort tatsdchlich ,,Hand
in Hand“ arbeiten und die pflegerische Ver-
sorgung kontinuierlich im Interesse der be-
troffenen Biirgerinnen und Biirger optimiert
wird, miissen die Kommunen hier eine akti-
ve Moderations- und Koordinationsrolle iiber-
nehmen. Sie verfiigen dabei iiber keine hier-
archische Verpflichtungsmacht; nur wenn die
beteiligten Akteure eine funktionierende lokale
Diskurs- und Vereinbarungskultur entwickeln,
kann es gelingen, ,,mdglichst viele Akteure tiber
innere Uberzeugung zur Mitwirkung gemein-
sam definierter und verfolgter Ziele zu bewe-
gen” (Klie und McGovern 2010, S. 39).

Weder die Empfehlungen der kommuna-
len Pflegeplanung noch die Beschliisse der
kommunalen Pflegekonferenz haben einen
rechtsverbindlichen ~ Charakter. Nichtsdes-
totrotz konnen kollektive Selbstverpflich-

In NRW soll die Pflegeplanung der Kreise und kreis-
freien Stadte gemaB § 7 APG NRW drei Elemente
umfassen: die Bestandsaufnahme der Angebote, die
Feststellung, ob qualitativ und quantitativ ausrei-
chend Angebote zur Verfiigung stehen und die Kla-
rung der Frage, ob und gegebenenfalls welche MaB-
nahmen zur Herstellung, Sicherung oder Weiterent-
wicklung von Angeboten erforderlich sind. Ahnli-
che Vorgaben finden sich beispielsweise auch in
Rheinland-Pfalz.
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tungen, gemeinsam erarbeitete Leitbilder
und Qualitétskriterien vor Ort eine wichtige
Orientierungsfunktion und eine faktische Bin-
dungswirkung entwickeln, wenn sie auf einer
breiten fachlichen und demokratischen Legiti-
mationsbasis beruhen.

18.4 Fazit

Der in den vorangegangenen Abschnitten vor-
genommene Durchgang durch die verschiede-
nen Handlungsfelder der kommunalen Pflege-
politik ermoglicht eine Reihe von Schlussfolge-
rungen hinsichtlich der Gestaltungspotenziale
der Kommunen in der Pflegepolitik.

Erstens ist deutlich geworden, dass die
sozial- und kommunalpolitische Absicherung
von Pflegebediirftigkeit deutlich mehr umfasst
als die Pflegeversicherung. Zur ortlichen pfle-
gerischen Versorgungsstruktur in einem um-
fassenden Sinne gehoren vielmehr eine gan-
ze Reihe von Bausteinen bzw. Teilbereichen,
die im Idealfall eng miteinander verzahnt sind
und sich wechselseitig erginzen. Der Ausbau
und die Weiterentwicklung der kommunalen
Pflegelandschaft kann insofern unmaglich von
einem einzelnen Akteur oder einer einzelnen
Institution geleistet werden, sondern erfordert
das koordinierte Zusammenwirken einer Viel-
zahl von Akteuren.

Zweitens zeigt sich, dass es auf kommu-
naler Ebene trotz der eingeschrinkten forma-
len Kompetenzen durchaus Moglichkeiten gibt,
(begrenzten) Einfluss auf die lokale Pflegeland-
schaft zu nehmen. Die Kommunen verfiigen
zwar iiber keine grofleren Hebel, aber zumin-
dest iiber eine Vielzahl von kleineren Stell-
schrauben, mit denen sie versuchen kénnen,
die lokale Versorgungsstruktur und den loka-
len Pflegemarkt in ihrem Sinne zu beeinflus-
sen. Im Hinblick auf die Ziele der Sicherstel-
lung und Weiterentwicklung einer bedarfsge-
rechten Versorgungsstruktur, der Umsetzung
des Grundsatzes ,,ambulant vor stationir® und
der Forderung einer lokalen Sorgekultur sind
in einzelnen engagierten Kommunen tiber die

18
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Jahre hinweg kumulative Fortschritte erzielt
worden (Plazek und Schnitger 2016).

Drittens hat sich herausgestellt, dass neben
den bundesgesetzlichen Rahmenbedingungen
auch und gerade die Ausgestaltung der jeweili-
gen Landesgesetze einen signifikanten Einfluss
auf die Handlungs- und Gestaltungsmacht der
Kommunen haben kann. Die jeweiligen ,,Pfle-
getraditionen® der einzelnen Bundesldnder und
die konkrete pflegepolitische Ausrichtung der
jeweils amtierenden Landesregierungen weisen
erhebliche Unterschiede auf; wie am Beispiel
Nordrhein-Westfalens aufgezeigt wurde, lassen
sich in einzelnen Bundesldndern substanzielle
Bemithungen feststellen, die Einflussmdglich-
keiten der Kommunen auf die lokale Pflege-
struktur zu stirken.

Viertens ist jedoch festzuhalten, dass die
Gestaltungsmdoglichkeiten der kommunalen
Pflegepolitik gerade in den Kernbereichen
der pflegerischen Versorgung nach wie vor
sehr begrenzt bleiben. Die umfassenden Pfle-
gereformen der letzten Jahre haben viele
Verbesserungen fiir die Versicherten gebracht;
an der generellen Kompetenz- und Res-
sourcenverteilung im Pflegesystem und der
nachrangigen Rolle der Kommunen haben sie
jedoch nichts Wesentliches gedndert. Insbe-
sondere das dritte Pflegestarkungsgesetz, das ja
explizit auf die Starkung der Kommunen abzie-
len sollte, ist in dieser Hinsicht weit hinter den
Moglichkeiten und Erwartungen zurtickgeblie-
ben, da es den Kommunen weder im Hinblick
auf die Planung und Ausgestaltung der regio-
nalen Pflegestruktur noch im Hinblick auf die
Organisation der Beratung von Pflegebediirfti-
gen und ihren Angehdrigen wesentliche neue
Instrumente oder Kompetenzen an die Hand
gegeben hat (Vorholz 2017a, 2017b; Wilcken
und Bastians 2017; Briiker et al. 2017).

Es ist somit eine durchaus paradoxe Si-
tuation, vor der die Kommunen in der Pfle-
ge stehen: Die Kreise und kreisfreien Stidte
sind dem Grundsatz nach dafiir verantwortlich
(und werden im politischen Diskus auch zu-
nehmend dafiir verantwortlich gemacht), dass
in ihrem jeweiligen ortlichen Zustindigkeits-
bereich eine leistungsfahige und bedarfsge-

rechte Pflegeinfrastruktur zur Verfiigung steht.
Sie sind aber weder mit den notwendigen fi-
nanziellen Ressourcen noch mit den gesetz-
geberischen Kompetenzen und Steuerungsin-
strumenten ausgestattet, um diesen sozialpo-
litischen Gestaltungsauftrag zufriedenstellend
erfilllen zu kénnen. Und so gilt im Pflegebe-
reich wie in vielen anderen Bereichen der kom-
munalen Sozialpolitik auch: Ohne eine sub-
stanzielle Ubertragung von Kompetenzen und
Ressourcen werden die Kommunen auch in
Zukunft nur eine mehr oder weniger hilfreiche
Nebenrolle, zuweilen sogar nur eine Zuschau-
errolle spielen kénnen.

Es kann allerdings keinesfalls als ausge-
macht gelten, dass eine Ubertragung zusétzli-
cher Kompetenzen bei der Pflegestrukturpla-
nung und der individuellen Beratung und Fall-
steuerung an die Kommunen unter allen Um-
stainden zu einer tatsdchlichen Verbesserung
der Selbstbestimmung, Versorgungssicherheit
und Wabhlfreiheit der Pflegebediirftigen fiih-
ren wiirde. Hinsichtlich der Moglichkeiten und
Grenzen einer verbindlichen kommunalen Be-
darfsplanung legen die Erfahrungen der Ver-
gangenheit jedenfalls eine eher niichterne Ein-
schitzung nahe (Rothgang 2000). Beziiglich
der (grundsitzlich sinnvollen) Stirkung der
Rolle der Kommunen bei der Pflegeberatung
und dem individuellen Fallmanagement ist ein-
schrankend anzumerken, dass natiirlich nicht
nur die Pflegekassen und die Pflegeanbieter,
sondern auch die Kommunen als Sozialhilfe-
trager handfeste materielle und institutionelle
Eigeninteressen haben und insofern auch eine
Beratung und Fallsteuerung durch die Kom-
mune nur bedingt ,,tragerneutral® wire.

Generell wire bei einer substanziellen
Kompetenziibertragung auf die kommunale
Ebene zu bedenken, dass die individuel-
le pflegerische Versorgungsqualitit dadurch
starker als bisher von den Gegebenheiten
des jeweiligen Wohnorts und der jeweiligen
»Performance“ der kommunalen Pflegepoli-
tik abhdngen wiirde. Angesichts der hochst
ungleichen finanziellen, personellen und fach-
lichen Ressourcenausstattung der Kommunen
miisste daher sichergestellt werden, dass eine
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stirkere Kommunalisierung der Pflege nicht
zulasten der Gleichwertigkeit der Lebensver-
hiltnisse geht und bestehende Ungleichheiten
verstarkt.

Ein vielversprechender Ansatz zur Stirkung
der Kommunen in der Senioren- und Pflege-
politik wire sicherlich die Revitalisierung der
Altenhilfe nach § 71 SGB XTI, die aktuell in vie-
len Kommunen ein Schattendasein fiihrt. Sei-
tens verschiedener Verbande wird schon seit
lingerem (und zu Recht) gefordert, die Alten-
hilfe zu einer kommunalen Pflichtaufgabe zu
machen und mit einem entsprechenden Bud-
get auszustatten (AWO 2016). Auf diese Weise
konnte es Kommunen erleichtert werden, ih-
re Rolle in der Daseinsvorsorge wieder aktiv
zu ibernehmen und gezielte soziale Dienst-
leistungsangebote zur Verbesserung der Teil-
habe élterer Menschen auszubauen. Angesichts
der vielfaltigen demografischen Herausforde-
rungen, vor der die Kommunen stehen, wi-
re die Starkung der Altenhilfe als kommunale
Pflichtaufgabe allerdings nur einer von vielen
notwendigen Bausteinen bei der Etablierung ei-
ner ganzheitlichen und bereichsiibergreifenden
kommunalen Demografiepolitik (Bogumil et al.
2013; Kiihnel et al. 2016).

Literatur

Arbeiterwohlfahrt Bundesverband (2016) AWO fordert:
Altenhilfe zur Pflichtleistung machen. AWO, Berlin
(Pressemitteilung vom 02.11.2016)

Auth D, Discher K, Kaiser P, Leiber S, Leitner S, Varnholt
A (2018) Sorgende Angehdrige als Adressat_innen
einer vorbeugenden Pflegepolitik - Eine intersektio-
nale Analyse. FGW-Studie Vorbeugende Sozialpolitik
15. Forschungsinstitut fir gesellschaftliche Weiter-
entwicklung, Dusseldorf

Bleck C, van RieBen A, Knopp R (Hrsg) (2018) Alter und
Pflege im Sozialraum. Theoretische Erwartungen
und empirische Bewertungen. Springer VS, Wiesba-
den

BMG - Bundesministerium fiir Gesundheit (2015) Emp-
fehlungen der Bund-Lander-Arbeitsgruppe zur Star-
kung der Rolle der Kommunen in der Pflege

BMG - Bundesministerium fir Gesundheit (2016) Sechs-
ter Bericht der Bundesregierung uber die Entwick-
lung der Pflegeversicherung und den Stand der

237

pflegerischen Versorgung in der Bundesrepublik
Deutschland

Bogumil J, Gerber S, Schickentanz M (2013) Handlungs-
moglichkeiten kommunaler Demografiepolitik. In:
Huther M, Naegele G (Hrsg) Demografiepolitik. Her-
ausforderungen und Handlungsfelder. Springer VS,
Wiesbaden, S 259-281

Braeseke G, Nauen K, Pflug C, Meyer-R6tz SH, Pisarek P
(2017) Wissenschaftliche Studie zum Stand und zu
den Bedarfen der Kurzzeitpflege in NRW. Abschluss-
bericht fur das Ministerium flr Arbeit, Gesundheit
und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen. IGES,
Berlin

Briiker D, Kaiser P, Leiber S, Leitner S (2017) Die Rolle der
Kommunen in der Pflegepolitik — Chancen und Gren-
zen einer vorbeugenden Perspektive. FGW-Studie
Vorbeugende Sozialpolitik 05. Forschungsinstitut fiir
gesellschaftliche Weiterentwicklung, Duisseldorf

Deutscher Bundestag (2016) Siebter Bericht zur Lage der
alteren Generation in der Bundesrepublik Deutsch-
land ,Sorge und Mitverantwortung in der Kommune
- Aufbau und Sicherung zukunftsfahiger Gemein-
schaften” und Stellungnahme der Bundesregierung.
BT-Drs. 18/10210

Deutscher Stadtetag (2015) Fir eine echte Starkung der
Kommunen in der Pflege. Positionspapier des Deut-
schen Stadtetages

Deutscher Verein fir offentliche und private Flrsorge
e. V. (2010) Selbstbestimmung und Teilhabe vor Ort
sichern! Empfehlungen des Deutschen Vereins zur
Gestaltung einer wohnortnahen Pflegeinfrastruktur.
Deutscher Verein fir 6ffentliche und private Fursor-
gee.V, Berlin

Deutscher Verein fir offentliche und private Flrsorge
e. V. (2017) Wirde und Selbstbestimmung élterer
Menschen in der letzten Lebensphase - Empfehlun-
gen des Deutschen Vereins zur Starkung der hos-
pizlichen Begleitung und Palliativversorgung (DV
08/16). Deutscher Verein fir 6ffentliche und private
Fursorge e. V., Berlin

FES/KDA - Friedrich-Ebert-Stiftung/Kuratorium Deut-
sche Altershilfe (2013) Gute Pflege vor Ort — Das
Recht auf eigenstandiges Leben im Alter. WISO
Diskurs, September 2013. Friedrich-Ebert-Stiftung,
Bonn

Gesundheitsministerkonferenz GMK (2018) Leitbild fir
einen modernen Offentlichen Gesundheitsdienst
(OGD) - ,Der Offentliche Gesundheitsdienst: Public
Health vor Ort". Beschluss der 91. Gesundheitsminis-
terkonferenz, Dusseldorf, 20.-21.06.2018

GKV-Spitzenverband (2018) Weiterentwicklung neuer
Wohnformen fiir pflegebediirftige Menschen - Das
Modellprogramm nach § 45f SGB XI - Die Projekte.
GKV-Spitzenverband, Berlin

Hackmann T, Schissler R, Schmutz S (2014) Potenzialana-
lyse altersgerechte Wohnungsanpassung. Bundesin-
stitut fur Bau-, Stadt- und Raumforschung, Bonn

18



18

238 Kapitel 18 - Die Rolle der Kommunen

Hoberg R, Klie T, Kiinzel G (2016) Pflege in Sozialrau-
men - Was muss eine Strukturreform Pflege und Teil-
habe leisten? WISO direkt 20/2016. Friedrich-Ebert-
Stiftung, Bonn

Kemna K (2015) Kommunale Steuerungsinstrumente zur
Sicherstellung der pflegerischen Versorgungsinfra-
struktur - Ergebnisse einer Fallstudie. KIner J 2:109-
117

Kemna K, Goldmann M (2016) Soziale Innovationen zur
Sicherstellung der kommunalen pflegerischen Ver-
sorgungsstruktur. In: Naegele G, Olbermann E, Kuhl-
mann A (Hrsg) Teilhabe im Alter gestalten: Aktuel-
le Themen der Sozialen Gerontologie. Springer VS,
Wiesbaden, S 435-448

Kirchen-Peters S, Nock L, Baumeister P, Mickley B (2016)
Pflegestiitzpunkte in Deutschland. Die Sicht der Mit-
arbeitenden - Der rechtliche Rahmen - Die politi-
sche Intention. Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn (WISO
Diskurs 07/2016)

Klie T (2010) Leitbild "Caring Community"- Perspektiven
fuir die Praxis kommunaler Pflegepolitik. In: Bischof C,
Weigl B (Hrsg) Handbuch innovative Kommunalpoli-
tik fir altere Menschen. Lambertus, Berlin, S 185-203

Klie T, McGovern K (2010) Planung, Steuerung und Finan-
zierung kommunaler Politik fur das Leben im Alter.
In: Bischof C, Weigl B (Hrsg) Handbuch innovative
Kommunalpolitik fir altere Menschen. Lambertus,
Berlin, S 37-55

Klie T, Pfundstein T (2010) Kommunale Pflegeplanung
zwischen Wettbewerbsneutralitat und Bedarfsorien-
tierung. Z Gerontol Geriatr 43(2):91-97

Klie T, Heislbetz C, Schuhmacher B, Keilhauer A, Rischard
P, Bruker C (2017) Ambulant betreute Wohngrup-
pen. Bestandserhebung, qualitative Einordnung und
Handlungsempfehlungen. Abschlussbericht. In: AGP
Sozialforschung und Hans-Weinberger-Akademie
(Hrsg) Studie im Auftrag des Bundesministeriums
fur Gesundheit. AGP Sozialforschung und Hans-
Weinberger-Akademie, Berlin

Kochskamper S (2018a) Wo Pflegebediirftige haufig So-
zialhilfe brauchen. Hilfe zur Pflege in den einzelnen
Regionen. IW-Report 23/18. Institut der Deutschen
Wirtschaft, Koln

Kochskamper S (2018b) Die Entwicklung der Pflegefall-
zahlen in den Bundeslandern. Eine Simulation bis
2035. IW-Report 33/18. Institut der Deutschen Wirt-
schaft, Kéln

Kihnel M, Naegele G, Striinck C (2016) Kommunale De-
mografiepolitik und Demografiekonzepte aus sozial-
gerontologischer Perspektive. In: Naegele G, Olber-
mann E, Kuhlmann A (Hrsg) Teilhabe im Alter ge-
stalten. Aktuelle Themen der Sozialen Gerontologie.
Springer VS, Wiesbaden, S 373-388

Ministerium fiur Gesundheit, Emanzipation, Pflege und
Alter des Landes Nordrhein-Westfalen (2013) Mas-
terplan altengerechte Quartiere. MGEPA NRW, Diis-

seldorf
Naegele G (2014) 20 Jahre Verabschiedung der Gesetzli-

chen Pflegeversicherung - Eine Bewertung aus so-
zialpolitischer Sicht. WISO Diskurs. Friedrich-Ebert-
Stiftung, Bonn

Plazek M, Schnitger (2016) Demographie konkret — Pfle-
ge kommunal gestalten. Bertelsmann Stiftung, Gu-
tersloh

Richter R (2017) Heimpflegebediirftigkeit: Wer priift und
entscheidet darliber? Altenheim 7:28-29

Rothgang H (2000) Pflegebedarfsplanung in Deutsch-
land - Gegenstand, Bilanz und Perspektiven. Z Sozi-
alreform 46(11):1003-1021

Rothgang H, Miiller R (2018) BARMER Pflegereport 2018.
Schriftenreihe zur Gesundheitsanalyse, Bd. 12. Bar-
mer, Berlin

Rothgang H, Miller R, Unger R (2012) Themenreport
,Pflege 2030". Was ist zu erwarten — was ist zu tun?
Bertelsmann Stiftung, Gltersloh

Tillmann R, Sloane K (2018) Fix/Flex-Regelung fiir ein-
gestreute Kurzzeitpflege in Nordrhein-Westfalen —
Wann sich die Umsetzung fiir Heime lohnt. CARE-
konkret 21/2018:6

Vorholz | (2017a) Pflegestarkungsgesetz Il verfehlt Star-
kung der Kommunen, S 391-396 (NDV Nachrich-
tendienst des Deutschen Vereins fir 6ffentliche und
private Flrsorge e. V., September 2017)

Vorholz | (2017b) Das PSG Il als Herausforderung fiir
die Kommunen? Vierteljahresschr Fiir Sozialr (VSSR)
4:263-280

VSOP (2015) Ein Konzept fiir Kommunale Pflege- und Al-
tenhilfeplanung, Diskussionspapier herausgegeben
von der Fachgruppe ,Alter und Pflege” des Verei-
nes fir Sozialplanung (VSOP). https://www.vsop.
de/download/dokumente_allgemeine_hinweise/
alter_und_pflege/Konzept_zur_kommunalen_
Altenhilfeplanung_2015.pdf. Zugegriffen: 4. Apr.
2019

Waldhoff C (2012) Kompetenzverteilung und Finanzie-
rungsverantwortung zwischen Bund, Landern, Kom-
munen und Sozialverwaltungstragern im Bereich
der Pflege. In: Henneke H-G (Hrsg) Kommunale Ver-
antwortung fir Gesundheit und Pflege. Boorberg,
Stuttgart, S 69-85

Wetzstein M, Rommel A, Lange C (2015) Pflegende An-
gehorige — Deutschlands groBter Pflegedienst. GBE
kompakt 03/2015. Robert Koch-Institut, Berlin

Wilcken C, Bastians U (2017) Die Pflegereform aus kom-
munaler Sicht. Arch Flr Wissenschaft Prax Sozialen
Arb 3:30-39


https://www.vsop.de/download/dokumente_allgemeine_hinweise/alter_und_pflege/Konzept_zur_kommunalen_Altenhilfeplanung_2015.pdf
https://www.vsop.de/download/dokumente_allgemeine_hinweise/alter_und_pflege/Konzept_zur_kommunalen_Altenhilfeplanung_2015.pdf
https://www.vsop.de/download/dokumente_allgemeine_hinweise/alter_und_pflege/Konzept_zur_kommunalen_Altenhilfeplanung_2015.pdf
https://www.vsop.de/download/dokumente_allgemeine_hinweise/alter_und_pflege/Konzept_zur_kommunalen_Altenhilfeplanung_2015.pdf

239 1 8

Literatur

Open Access Dieses Kapitel wird unter der Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz (http://
creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de) veréffentlicht, welche die Nutzung, Vervielféltigung, Bearbeitung,
Verbreitung und Wiedergabe in jeglichem Medium und Format erlaubt, sofern Sie den/die urspriinglichen Autor(en)
und die Quelle ordnungsgemaR nennen, einen Link zur Creative Commons Lizenz beifiigen und angeben, ob Ande-
rungen vorgenommen wurden.

Die in diesem Kapitel enthaltenen Bilder und sonstiges Drittmaterial unterliegen ebenfalls der genannten Creative
Commons Lizenz, sofern sich aus der Abbildungslegende nichts anderes ergibt. Sofern das betreffende Material nicht
unter der genannten Creative Commons Lizenz steht und die betreffende Handlung nicht nach gesetzlichen Vor-
schriften erlaubtist, ist fiir die oben aufgefiihrten Weiterverwendungen des Materials die Einwilligung des jeweiligen
Rechteinhabers einzuholen.


http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de
http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de

	18 Die Rolle der Kommunen: Ziele, Handlungsfelder und Gestaltungsmöglichkeiten kommunaler Pflegepolitik
	18.1 Einleitung
	18.2 Grundlagen, Ziele und Herausforderungen kommunaler Pflegepolitik
	18.3 Handlungs- und Gestaltungsfelder kommunaler Pflegepolitik
	18.4 Fazit


